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n  Zum Bericht der Landesregierung zur ¹Situa-
tion des Gl!cksspiels in Schleswig-Holsteinª und 
der entsprechenden Debatte im Landtag erkl#rt 
der stellvertretende Fraktionsvorsitzende der 
CDU-Landtagsfraktion, Hans-J$rn Arp: ¹Der 
Gl!cksspielstaatsvertrag hat seine Ziele verfehlt, 
er hat dar!ber hinaus Schaden angerichtet. Er 
muss dringend ersetzt werden.ª

Das zentrale Ziel des Staatsvertrages sei die 
Suchtpr#vention gewesen. Zahlreiche Studien 
h#tten gezeigt, dass keinerlei Eind#mmung des 
Suchtpotentials erfolgt sei. Das zeige sich insbe-
sondere daran, dass die Anzahl suchtgef#hrdeter 
Spieler in Europa trotz der teilweise v$llig un-
terschiedlichen Organisation des Gl!cksspiel-
marktes nahezu identisch ist. ¹Eine sachliche 
Rechtfertigung f!r diesen Gl!cksspielstaatsver-

trag besteht da-
her nicht mehrª, 
stellt Arp fest.
 Die einzige 
A u s w i r k u n g 
des Gl!cksspiel-
staatsvertrages 
sei ein Ein-
bruch bei den 
Steuereinnah-
men gewesen: 
¹ A n g e s i c h t s 
der Haushalts-
situation ist es 
nicht vertretbar, 
einen Staatsver-
trag aufrecht 
zu erhalten, 
der seine Ziele 
nicht erf!llt und 

gleichzeitig zu massiven Einnahmeverlusten in 
Schleswig-Holstein f!hrtª, verdeutlichte Arp.
 Seit 2006 brach der Anteil des gewerblich 
generierten Lotto-Umsatzes um 97,2 % auf ak-
tuell rund 1 Million Euro ein. Daraus resultiert 
der R!ckgang von 40 Millionen Euro beim Lot-
toumsatz. Insgesamt muss Schleswig-Holstein 
auf Einnahmen in H$he von mindestens 24 
Millionen Euro aufgrund des Gl!cksspielstaats-
vertrages verzichten. ¹Die Beschr#nkungen des 
Staatsvertrages reduzieren nicht das Suchtpo-
tential. Vielmehr dr#ngt er die Anbieter in die 
Illegalit#t, der vorgesehene kanalisierende E&ekt 
wird unterh$hlt. Ich sehe nicht ein, warum wir in 
Schleswig-Holstein auf dieser Grundlage weiter-
hin Einnahmeausf#lle akzeptieren sollenª, stellt 
Arp klar.
 Als Alternative zum derzeitigen Staatsvertrag 
habe die CDU Landtagsfraktion schon 2007 vor-
geschlagen, einen Lottostaatsvertrag und einen 
eigenen Sportwettenstaatsvertrag zu verabschie-
den. Ein entsprechender Entwurf fand damals 
groûe Beachtung in der gesamten Branche. ¹Wir 
haben unterschiedliche Ausgangslagen, die zwei 
Staatsvertr#ge erforderlich machenª, erkl#rt 
Arp.
 In dem Koalitionsvertrag zwischen CDU und 
FDP ist vereinbart, den Gl!cksspielstaatsvertrag 
auslaufen zu lassen. Ministerpr#sident Peter 
Harry Carstensen hat dies mit seinem Brief an 
seine Amtskollegen nochmals unterstrichen. 
¹Wir stehen zu dem, was wir beschlossen haben. 
Dieser Gl!cksspielstaatsvertrag wird in Schles-
wig-Holstein am 1. Januar 2012 nicht mehr gel-
tenª, stellte Arp fest.
Eine Studie der Uni Hohenheim zu diesem Th-
Drs.: 17/278 u. 17/379 neu ma !nden sie unter 

Eine Studie der Uni Hohenheim zu diesem 
Thema !nden Sie unter dem nachstehenden 
Link: https://gluecksspiel.uni-hohenheim.de/
fileadmin/einrichtungen/gluecksspiel/Sympo-
sium2010/06_TBecker.pdf

„ANGESICHTS DER 
HAUSHALTSSITUA-
TION IST ES NICHT 
VERTRETBAR, EI-
NEN STAATSVER-
TRAG AUFRECHT 
ZU ERHALTEN, 
DER SEINE ZIELE 
NICHT ERFÜLLT 
UND GLEICHZEITIG 
ZU MASSIVEN EIN-
NAHMEVERLUSTEN 
FÜHRT.“

Hans Jörn Arp



INFO AKTUELL     Informationen Ihrer CDU-Landtagsfraktion

Liebe Leserinnen und Leser !

AUS DEM LANDTAG

In den letzten 
Wochen erlebten 
wir in der b"rger-
lichen Koalition 
die erste inhalt-
liche Auseinan-
dersetzung. Weder 
#ema noch 
Zeitpunkt konnten 
Eingeweihte 
"berraschen, ging 
es doch mit der anstehenden Novellierung des 
Schulgesetzes beim #ema G8/G9 um den 
gr$ûten Knackpunkt bei den Koalitionsver-
handlungen.
 Dennoch besteht auch hier ein funda-
mentaler Unterschied zu den inhaltlichen 
Auseinandersetzungen beim #ema Bildungs-
politik in der groûen Koalition. Heute besteht 
Einigkeit "ber das Ziel: sowohl CDU als auch 
FDP wollen das Gymnasium st%rken.
 Uneins sind wir allerdings "ber den Weg: 
Ich habe f"r die CDU-Fraktion klar gestellt, 
dass f"r die Umsetzung der Vereinbarungen 
des Koalitionsvertrages im Hinblick auf den 
G-8-Bildungsgang jetzt zwei Dinge erforder-
lich sind:

Jedes Kind in Schleswig-Holstein, das ein 
Gymnasium besucht, muss die M$glich-
keit zum G-8-Abitur bekommen.
Bei der Umsetzung von G-8 m"ssen 
die Fehler der letzten Legislaturperiode 
ausger%umt werden. Die derzeitige 
zeitliche und inhaltliche &berlastung 
der Sch"lerinnen und Sch"ler ist zu 
korrigieren.

Wir m"ssen G-8 richtig machen. Das sind wir 
unseren Sch"lerinnen und Sch"lern schuldig, 
die sich dem nationalen und internationalen 
Wettbewerb stellen m"ssen. Das sind wir den 
Lehrern und auch den Tr%gern der Schulen 
schuldig, die sich mit viel Engagement und 
vielen Ideen auf den Weg zu G-8 gemacht ha-
ben. Jetzt kommt es nur darauf an, die Steine 
aus diesem Weg zu r%umen.
 Da ist in den letzten Wochen viel passiert: 
Die Unterrichtsbelastung in der Orientie-
rungsstufe wird verringert, die G 8-Gym-
nasien werden in die F$rderung durch das 
Ganztagsschulprogramm aufgenommen. 
Bereits f"r das Schuljahr 2010/11 werden f"r 
Gymnasien 180 zus%tzliche Planstellen bereit-
gestellt, um Doppelbesetzungen f"r intensiven 
Unterricht zu erm$glichen. Zu einer weiteren 
Entlastung in der Mittelstufe komme es durch 
die Einf"hrung von Wahlp'ichtstunden.

Das zeigt: Wir haben die Probleme erkannt, 
und l$sen sie. 

Herzlichst Ihr 

1.

2.
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n  ¹Ohne EU-Strukturfonds und EU-Rechts-
rahmen ist eine regionale Strukturpolitik im Land 
Schleswig-Holstein kaum noch vorstellbarª, so 
der europapolitische Sprecher der CDU-Land-
tagsfraktion, Niclas Herbst, in der Debatte um die 
zuk!n'ige Koh#sionspolitik und die EUROPA 
2020-Strategie der Landesregierung. Er betonte, 
dass eine Absch#tzung m$glicher Auswirkungen 
der derzeitigen Diskussion in Br!ssel noch nicht 
statt(nden k$nne. Dennoch sei allen bewusst, 
dass die Br!ssler Strukturdiskussion erhebliche 

Auswirkungen auf unser Land haben werde. 
Herbst betonte aber, dass eine Ein)ussnahme der 
EU-Kommission auf Politikbereiche, die nicht ih-
rer direkten Kompetenz unterliegen, nicht hinge-
nommen werden d!rfe. Grunds#tzlich forderte er 
die Einhaltung des Subsidiarit#tsprinzips. 
 Es gebe eine ganz enge Verbindung zwischen 
der EU-Koh#sionspolitik und dem EU-Beihil-
fenrecht. Eine Reform der EU-Koh#sionspolitik 
d!rfe daher nicht ohne eine *berpr!fung des 
EU-Beihilferechts erfolgen. ¹Wer das Europa der 
Regionen will, muss di&erenzierte L$sungen vor 
Ort zulassenª, so Herbst. Daher forderte Herbst 
zuk!n'ig einfache, transparente und leistungs-
f#hige Kontrollverfahren. Die Anerkennung be-
w#hrter nationaler zuwendungsrechtlicher Vor-
schri'en sollte hierbei ausreichen.
 Weiterhin kritisierte der Europapolitiker, dass 
die bisherigen Vorstellungen der Kommission 
zur EU-2020-Strategie in einigen Bereichen deut-
lich weiter gehen als der Vertrag von Lissabon. Sie 
greifen im Kern auf Kompetenzen zu, die auf na-
tionaler und teilweise auch auf regionaler Ebene 
liegen. Als Beispiele nannte er die Ziele der Sen-
kung der Schulabbrecherquote auf unter 10 %, die 
Umsetzung von 3 % des Bruttoinlandsprodukts in 
Forschung und Entwicklung und eine Erwerbst#-
tigenquote von 75 % der Bev$lkerung im Alter 
von 20 und 64 Jahren. ¹Hier werden die Kom-
petenzen der Bundesl#nder eingeschr#nkt. Ein 
derart weitgehender Eingri& der EU darf nicht 
erfolgenª, so Herbst abschlieûend.
Drs.: 17/395, 17/421, 17/111 u. 17/341

Niclas Herbst
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n  ¹Zeitarbeit baut Br!cken f!r den Einstieg 
und die R!ckkehr in sozialversicherungs-
p)ichtige Besch#'igung ± gerade auch f!r 
Menschen, die sonst nur geringe Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt h#ttenª, betonte die CDU-
Landtagsabgeordnete Katja Rathje-Ho&mann 
in der Debatte um Leiharbeit in der M#rzsit-
zung des Landtages. In dem diskutierten An-
trag der Regierungskoalition bekennt sich die 
CDU-Landtagsfraktion zur Leiharbeit, lehnt 
aber einen Ersatz von so genannten Stammbe-
legscha'en durch Zeitarbeitskr#'e entschie-
den ab. ¹Ausw!chse dieser Art m!ssten durch 
eine novellierte Bundesgesetzgebung verhin-
dert werdenª, so Rathje-Ho&mann.
 Der Missbrach von Zeitarbeitskr#'en war 
in j!ngster Vergangenheit vor allem durch 
den Fall des Drogerieriesen Schlecker bekannt 
geworden. Dieser k!ndigte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, die dann zu einem wesent-

lich geringeren Lohn !ber eine Zeitarbeits(r-
ma eines fr!heren Schlecker-Managers wieder 
eingestellt wurden.
 Allerdings bilde diese Art der Scheinzeitar-
beit nur eine Ausnahme. Im aktuellen Bericht 
der Bundesregierung !ber die Erfahrungen 
mit dem Arbeitnehmer!berlassungsgesetz 
werde dargelegt, dass nur bei 2 % der Betriebe, 
die Zeitarbeit nutzen, die Anzahl der Besch#f-
tigten abgebaut worden sei. *ber Zeitarbeit 
dagegen (nden 15 % der Zeitarbeiter dauerha' 
den Sprung in die Festanstellung bei den Ent-
leihunternehmen.
 62,4 % der Arbeitnehmer, die in Zeitar-
beitsunternehmen besch#'igt werden, gingen 
vorher keiner Besch#'igung nach. 11,4 % von 
ihnen waren !berhaupt noch nie besch#'igt. 
Auch dieses gehe aus dem el'en Bericht der 
Bundesregierung !ber die Erfahrungen bei der 
Anwendung des Arbeitnehmer!berlassungs-
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n  Anl#sslich des Equal Pay Day am 26. M#rz 
begr!ûte die gleichstellungspolitische Spreche-
rin der CDU-Landtagsfraktion, Katja Rath-
je-Ho&mann, die landesweiten Aktionen und 
Aktivit#ten. Dieser nationale Aktionstag soll 
verdeutlichen, dass es auch im Jahr 2010 immer 
noch an der Tagesordnung sei, das Frauen bei 
gleicher Ausbildung geringere Bezahlung als 
M#nner f!r gleiche Arbeit erhalten. 
 Rathje-Ho&mann macht in einem gemein-
samen Antrag mit dem Koalitionspartner deut-
lich, dass die CDU f!r ¹die Gleichberechtigung 
von Frau und Mann in allen Phasen ihres Le-
benslaufsª stehe. Unterschiedliche Entgelte f!r 
Frauen und M#nner bei gleicher Arbeit werden 

Katja Rathje-Hoffmann

Karsten Jasper

gesetzes hervor. ¹Zeitarbeit ist wahrlich kein 
Traumjob, jedoch eine gute M$glichkeit f!r 
Menschen, auf dem 1. Arbeitsmarkt !berhaupt 
wieder Fuû zu fassenª, so Rathje-Ho&mann ab-
schlieûend.  Drs.: 17/416neu, 17/414 u. 17/343

von der CDU ebenfalls abgelehnt. Studien be-
legten, dass Deutschland in einem europaweiten 
Vergleich bei den Lohnunterschieden auf den 
hinteren Pl#tzen liege. Im $&entlichen Dienst 
g#be es keine oder nur geringe Unterschiede. 
Allerdings existieren in der Privatwirtscha' 
seit Jahren konstant Verdienstunterschiede bei 
Frauen und M#nnern in H$he von rund 23 %.  
Um eine Lohngleichheit voranzutreiben, sprach 
sich Rathje-Ho&mann f!r freiwillige Lohntests 
nach dem Schweizer Vorbild aus. 
 ¹Ein gutes Werkzeug bietet das eigens daf!r 
entwickelte Programm zur Analyse der Ein-
kommensstruktur der Geschlechter Logib-Dª, 
erkl#rte die CDU-Abgeordnete. Logib-D stehe 
f!r ¹Lohngleichheit im Betrieb in Deutschlandª. 

Dieses kostenlose und von der Bundesregierung 
gef$rderte Programm wurde in der Schweiz ent-
wickelt und l#u' dort seit 2006 sehr erfolgreich. 
Es ermittle die durchschnittlichen Unterschiede 
der Monatsgeh#lter weiblicher und m#nnlicher 
Besch#'igter in Betrieben. 
 Das Logib-D-Programm helfe den Unterneh-
men, strukturelle Schwachstellen etwa bei der 
Bewertung von Arbeitspl#tzen oder bei Bef$r-
derungsverfahren aufzudecken. Seit dem letz-
ten Herbst stehe den Unternehmen, zus#tzlich 
zur professionellen Auswertung der Ergebnisse, 
ein Beratungszentrum zur Verf!gung. ¹Die bis-
her ca. 200 Betriebe, die freiwillig teilnehmen, 
wissen genau, dass sie angesichts des nahenden 
Facharbeitermangels dringend auf gut ausge-
bildete Mitarbeiterinnen angewiesen sindª, so 
Rathje-Ho&mann abschlieûend.
Drs.: 17/419 u. 17/394
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n  ¹Das ¹B!ndnis f!r Ausbildungª ist in Schles-
wig-Holstein ein groûer Erfolg. CDU und FDP 
werden es gemeinsam mit allen beteiligten Insti-
tutionen fortsetzen und verbessern.  Der Antrag 
der SPD-Fraktion ist allerdings weitgehend eine 
Aufz#hlung bereits durchgef!hrter Maûnah-
men, und tr#gt nicht zur Verbesserung beiª. Mit 
diesen Worten reagierte der CDU-Abgeordnete 
Karsten Jasper auf einen entsprechenden Antrag 
der SPD-Fraktion.
 Gerade in der Wirtscha'skrise habe sich das 
B!ndnis bew#hrt. ¹Trotz des wirtscha'lichen 
Abschwungs ist die Ausbildungssituation in 
Schleswig-Holstein relativ gut und schneidet im 

L#ndervergleich auûerordentlich gut ab. Daf!r 
gilt mein Dank den B!ndnispartnern aus Politik, 
Wirtscha' und den Verb#ndenª, erkl#rte Jasper. 
Bei Projekten wie der Bereitstellung von Teilzeit-
Ausbildungspl#tzen habe Schleswig-Holstein 
Vorbildcharakter f!r die gesamte Bundesrepu-
blik. Es gelte zuk!n'ig, die Herausforderungen 
des demographischen Wandels besser als bisher 
zu ber!cksichtigen. ¹Die Ausbildungsf#higkeit 
der jungen Menschen wird weiter in den Fokus 
unserer Arbeit r!cken. Alle Anstrengungen m!s-
sen unternommen werden, um drohenden Fach-
kr#'emangel so weit wie m$glich einzud#mmenª, 
verdeutlichte Jasper. Zu diesem Zweck sei eine 

kontinuierliche  Evaluierung der Maûnahmen 
notwendig. Nur so k$nne auf die wechselnden Er-
fordernisse rechtzeitig reagiert werden.
Drs.: 17/401
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n    ¹Unser Land braucht Wachstum, mehr Ei-
genverantwortung und Freiheit der B!rger, In-
novation und Arbeitspl#tze, Handlungsf#hig-
keit und schlanke Strukturen, kurz: es braucht 
frische politische Lu'ª. Mit diesen Worten 
begr!ndete der innenpolitische Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion, Werner Kalinka, 
die Einbringung des ¹Eckpunktepapiersª der 
CDU/FDP-Landtagsfraktionen zum Landes-
entwicklungsplan +LEP; 2010 ± 2025.

 Seit 2007 werde in Schleswig-Holstein !ber 
den Landesentwicklungsplan diskutiert. Rund 
2000 Stellungnahmen seien ausgewertet wor-
den. Umfangreiche Anh$rungen seien durch-
gef!hrt worden. Viele B!rger und Kommunen 
warteten darauf, dass der alte Stegner-Entwurf 
endg!ltig Vergangenheit werde.

 Nun gelte es, neue Akzente umzusetzen. Es 
gebe kein Erkenntnis-, sondern ein 

Werner Kalinka

Handlungsde(zit. Kalinka: ¹Noch in 2010 soll 
der neue Landesentwicklungsplan von der 
Landesregierung beschlossen werden.ª

 Arbeit und Arbeitspl#tze richteten sich 
immer weniger nach traditionellen Formen. 
Der Abgeordnete: ¹Wo Arbeitschancen sind, 
m!ssen sie auch genutzt werden. Auch die 
l#ndlichen R#ume m!ssen ihre Entwicklungs-
potentiale voll nutzen k$nnen. Eine wichtige 
Begleitung ist dabei die schnellstm$gliche )#-
chendeckende Breitband-Versorgung. ª

 St#dte und l#ndliche R#ume seien Partner, 
keine Gegner. Sie st!nden auf ¹gleicher Au-
genh$heª. Abstimmungen m!ssten auf der 
freiwilligen Basis und nicht in einem ¹*ber- 
und Unterordnungsverh#ltnisª erfolgen. 

 Kalinka abschlieûend: ¹Wir vertrauen der 
kommunalen Ebene. Sie weiû sehr gut, was 
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n  Die CDU-Fraktion spricht sich im Umgang 
mit jugendlichen Stra'#tern f!r einen Kurswechsel 
aus:
 ¹So kann es mit der Jugendkriminalit#t nicht wei-
ter gehen. Wir haben trotz aller Pr#ventionsmaû-
nahmen der letzten Jahre und Jahrzehnte in Schles-
wig-Holstein fast 1000 jugendliche Intensivt#ter. 
Zus#tzlich hat sich die Gewaltkriminalit#t in der 
Altersgruppe bis 21 Jahre in den Jahren 2000-2008 
verdoppelt. Eine solche Entwicklung  kann und darf 
ein Rechtsstaat nicht duldenª, so der Innenpolitiker 
Werner Kalinka in der Landtagsdebatte. 
 Die bisherigen Pr#ventionsstrategien reichten 
erkennbar nicht aus. Zudem w!rden viele Inten-
sivt#ter so schnell wieder stra&#llig, dass sie den Er-

n  Die CDU-Fraktion pl#diert f!r ein h#rteres 
Vorgehen gegen!ber Menschen, die Gewalt gegen 
Polizeibeamte anwenden:
 ¹Der Anstieg der Gewalt gegen Polizeibeamte in 
den letzten Jahren ist erschreckend. Es muss unsere 
Zivilgesellscha' alarmieren, wenn Polizeibeamte, 
die die Idee des geordneten und friedlichen Rechts-
staats durchsetzen sollen, immer weniger respek-
tiert werden. Es muss uns beunruhigen, wenn der 
Grundsatz, dass das Gewaltmonopol beim Staat 
liegt, immer mehr in Frage gestellt wirdª, erkl#r-
te der innenpolitische Sprecher der CDU, Werner 
Kalinka, in der vergangenen Landtagsdebatte.

Die zunehmende Gewalt gegen Polizeibeamte 
auch und gerade im Umfeld extremistischer De-
monstrationen zeige eine schwindende Akzeptanz 
des Gewaltmonopols des Staates: ¹Wir d!rfen 
± gleich, ob im Rockermilieu oder bei Angri&en 
Linksextremer auf Polizeiwachen - nicht dulden, 
dass in Deutschland das Recht der St#rkeren und 
Eigenm#chtigen Geltung erlangtª, so Kalinka.
Der Innenpolitiker wies darauf hin, dass nicht 
nur die Fallzahlen von Widerstandshandlungen 
gegen Vollstreckungsbeamte auf einem #uûerst 
hohen Niveau l#gen, sondern dass vor allem auch 
die Rohheit und Schwere der Gewalttaten deut-

f!r sie die richtigen Wege sind. Wir geben den 
Kommunen zur!ck, was ihnen geh$rt und 
ihre Aufgabe ist.ª

Drs.: 17/400

mittlungsbeh$rden immer einige Stra'aten voraus 
seien. ¹Bevor dann eine Strafe wirksam wird, haben 
sich schon wieder neue Verfahren angesammelt. 
Das ist auch nicht im Interesse der Jugendlichenª, 
so Kalinka.
 N$tig w#re eine Jugend-Task-Force, die in Form 
einer noch engmaschigeren Vernetzung von Schu-
le, Jugend#mtern, Sozialdiensten, Justiz und Polizei 
arbeite: 
 ¹Fakt ist doch, dass jugendliche Stra'#ter nach 
ihrer Vernehmung auf der Polizeiwache viel zu o' 
ins ¹Nichtsª entlassen werden. Sie haben Wochen 
oder gar Monate lang niemanden, der Ihnen zeigt, 
dass sie einen Fehler gemacht haben, und dass sie 
Ihre Haltung korrigieren m!ssen.ª Wichtig sei 

deshalb ein zielf!hrender Austausch zwischen den 
Institutionen, so dass die Jugendlichen schneller als 
bisher merken, dass ihr Verhalten nicht toleriert 
wird. Ein Schritt in diese Richtung sei es etwa, nach 
bestimmten polizeilich bearbeiteten Stra'aten un-
verz!glich einen ¹Eltern-Lehrer-T#ter-Terminª an-
zusetzen, bei der Vorfall besprochen werden k$nne. 
Die Einhaltung des Termins m!sste f!r alle Beteili-
gten verp)ichtend sein. 
 ¹Als letzte Maûnahme sollten wir aber auch er-
neut dar!ber nachdenken, jugendliche Intensivt#ter 
in geschlossenen Heimen unterzubringen. Wenn 
zwei 13-j#hrige bereits so verroht sind, dass sie eine 
83-j#hrige brutal !berfallen, dann werden wir sie 
nicht mit pr#ventiven Gespr#chskreisen von ihrem 
schiefen Weg abbringenª, so Kalinka. Drs.: 17/389

H)-0!)M+"*0.).)30K5"(6)(2)+:*)0M(-%&+:02).).3)30 lich zugenommen h#tten. So st!nden den 545 
Widerstandshandlungen aus 2007 im Jahre 2009 
704 F#lle gegen!ber. Dramatisch sei dabei, dass 
im Jahr 2009 durch solche Handlungen 108 Po-
lizeibeamte im Dienst verletzt wurden. Die Zahl 
der Ausfalltage der verletzten Beamten liege mit 
827 Ausfalltagen auf einem Rekordniveau:
¹Wenn in unserem Land an jedem dritten Tag im 
Jahr ein Polizeibeamter angegri&en und verletzt 
wird, sind wir in der P)icht, die Beamten - auch 
rechtlich - besser zu sch!tzen. Aber unabh#ngig 
davon liegt hier nat!rlich auch ein immenser 
volkswirtscha'licher Schadenª, so Kalinka ab-
schlieûend.
Drs.: 17/263 u. 17/380
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n  ¹Wir brauchen keine Einheitslehrer, son-
dern Lehrer, die den individuellen Bed!rf-
nissen der Sch!ler an den unterschiedlichen 
Schulformen gerecht werden.ª Mit diesen 
Worten wies der hochschulpolitische Spre-
cher der CDU-Fraktion im Schleswig-Hol-
steinischen Landtag, Daniel G!nther, einen 
Antrag der von B!ndnis 90/DIE GR*NEN auf 
<nderung der Lehrerausbildung zur!ck.
Zugleich entlarvte G!nther den Vorstoû der 
GR*NEN als !ber)!ssiges Plagiat: ¹Wer jetzt 
den Eindruck hat, ein D=j> vu zu durchleben, 
muss sich nicht wundern. Schlieûlich haben 
wir die Debatte !ber den identischen Gesetz-
entwurf zur Lehrerbildung vor etwas !ber zwei 
Jahren bereits an gleicher Stelle gef!hrtª, stellte 
G!nther fest. Die CDU stehe auch in dieser Le-
gislaturperiode f!r ein di&erenziertes Angebot, 
das di&erenzierte Lehr#mter ben$tige.
Aber gerade im Hinblick auf eine ver#nderte 
Schullandscha' sind schulartbezogene Pro(le 
der Lehrerbildung unerl#sslich.
G!nther: ¹Dies gilt insbesondere f!r die 
Gymnasiallehrerausbildung, weil sowohl 
das Leistungspro(l der Gymnasien als auch 
die Anforderungen des Oberstufenunter-
richts in anderen Schularten mit gymnasi-
aler Oberstufe eine entsprechende fachliche 
Ausrichtung des Lehramtsstudiums erfor-
dern.ª

E)(30L)=+-A0A#-0;(39)(*&")9-)-
 Anpassungsbedarf bestehe dagegen ange-
sichts der ver#nderten Schulstrukturen bei 
den anderen Lehr#mtern der weiterf!hren-
den Schulen. Innerhalb von Studieng#ngen 
f!r die nicht gymnasialen Schularten w#re 
es zum Beispiel denkbar, unterschiedliche 
Schwerpunkte zu setzen. ¹Wir sollten daher 
in dieser Wahlperiode das Lehramtsstudium 
den Schulstrukturen anpassenª, so G!nther.
 Allerdings solle abgewartet werden, welche 
Erfolgsaussichten die KMK-Initiative von 
Schleswig-Holstein f!r einen grundst#ndigen 
Masterstudiengang entwickele.
 ªMir geht es insbesondere darum, im Ein-
klang mit der KMK der empfundenen *ber-
regulierung und Fehlentwicklungen im Be-
reich der Lehrerbildung entgegen zu steuern 
und Gestaltungsm$glichkeiten anzubietenª, 
erkl#rte der Bildungspolitiker. Ver#nde-
rungsbedarf bestehe vor allem im Bereich der 
Lehramtsausbildung im nicht-gymnasialen 
Bereich, da dieser nicht den KMK-Vorgaben 
entspricht ± eine Neuregelung bis 2013 sei 
hier unerl#sslich. 
 Hier solle eine Ausweitung der Praxisphase 
zur St#rkung der Fachdidaktik und P#dagogik 
sowie der Verbesserung der Berufsorientierung 
durch das Kennenlernen weiterer Berufsfelder 
dienen. Der Vorbereitungsdienst f!r Lehrkr#f-
te in Ausbildung k$nnte auf diese Weise enger 

mit dem Studium in der Masterphase verzahnt 
werden und zur st#rkeren Integration von 
?eorie und Praxis f!hren.
G!nther: ¹Auf eine bessere Betreuung und 
Ausbildung der Referendare/Lehramtsanw#r-
ter durch Studienleiter w#re dabei ebenso zu 
achten, wie die Sicherstellung einer verbes-
serten Lehrerfortbildung und Fachberatung 
im Rahmen der Neuausrichtung der Arbeit des 
Instituts f!r Qualit#tsentwicklung +IQSH;ª. 
Drs.: 17/281

Daniel Günther
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n  ¹Wir werden uns gemeinsam mit unserem 
Koalitionspartner daf!r stark machen, dass 
Hochbegabte zuk!n'ig endlich auch eine 
schulische Heimat in unserem Land (nden.ª 
Mit diesen Worten kommentierte die Bil-
dungsexpertin Susanne Herold einen Bericht 
des Bildungsministers !ber den Sachstand der 
Hochbegabtenf$rderung in Schleswig-Hol-
stein.
 Denn in vielen Bundesl#ndern habe man 
bereits erkannt, welch ein auûerordentlich 
leistungsf#higes Potenzial Hochbegabte f!r 
unsere Gesellscha' darstellen, wenn sie denn 
entsprechend ihrer hohen Begabung gef$rdert 
und beschult werden.
 Bereits in der letzten Legislaturperiode hatte 
die CDU-Fraktion f!r die bessere F$rderung 
von Hochbegabten gek#mp'. ¹Fast 20 Jahre ist 
unter einem SPD gef!hrten Bildungsministeri-
um so gut wie nichts f!r hochbegabte Kinder 
getan wordenª so Herold.
 Wenn j#hrlich 10.000 hochbegabte Kin-
der in Deutschland die Schule ohne einen 
Abschluss verlassen m!ssen, dann stim-

me etwas nicht@  Das gr$ûte Problem sei 
nach Ansicht  von Fachleuten, dass 80 % 
der Hochbegabten !berhaupt nicht erkannt 
werden.
 ªDeshalb ist es aus unserer Sicht zun#chst 
wichtig, dass zuk!n'ig verp)ichtende Mo-
dule zur p#dagogischen Diagnostik und 
F$rderung besonderer intellektueller Bega-
bungen im Rahmen des Studiums und der 
Ausbildung von Erziehern und Lehrkr#'en 
ausgeweitet werdenª, so Herold. Wer gef$r-
dert werde und wer nicht, d!rfe nicht dem 
Zufall !berlassen bleiben. ¹Wir m!ssen jedes 
Kind seiner Begabung entsprechend f$rdern. 
Das bedeutet nicht nur kein Kind zur!ckzu-
lassen, dass bedeutet auch, kein Kind aufzu-
haltenª, erkl#rte die Bildungspolitikerin.
 Deshalb habe sich die CDU mit ihrem 
Koalitionspartner darauf verst#ndigt, eine 
gesetzliche Regelung zur F$rderung hoch-
begabter Kinder im neuen Schulgesetz zu 
verankern. Diesen Schritt werte die CDU als 
einen Einstieg in eine umfassende, professi-
onelle Hochbegabtenf$rderung.

ªUnser gemeinsames Ziel ist es, daf!r zu sor-
gen, dass unsere begabten Kinder nicht mehr, 
wie bisher g#ngige Praxis, Schulen in anderen 
Bundesl#ndern aufsuchen m!ssen, weil hier in 
Schleswig-Holstein kein ad#quates Angebot 
vorgehalten wird. Wir wollen, dass die F$rde-
rung Hochbegabter in den schulischen Alltag 
integriert wirdª, so Herold.
 Mit der Bildung von Kompetenzzentren sei 
ein Anfang gemacht. Die Etablierung landes-
weiter Gymnasien f!r Hochbegabte werde die 
CDU weiter verfolgen. Drs.: 17/373

Susanne Herold
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n  Im Rahmen der heutigen Landtagsdebatte 
zur Volksinitiative ¸Kinderrechte st#rkenX bot 
der jugendpolitische Sprecher der CDU Frak-

umgegangen. Der von der Volksinitiative vor-
gelegte Entwurf eines ge#nderten § 6a f#llt 
schon rein quantitativ aus dem Rahmen der 
bisherigen Staatsziele heraus.ª
 Abschlieûend bot der Jugendpolitiker eine 
konstruktive und fruchtbare Debatte um Kin-
derschutz und Kinderrechte an: ¹Die CDU 
Landtagsfraktion w!nscht sich  ein Ergebnis, 
das m$glichst viele hier im Hause und auch 
die Initiatoren der Volksinitiative unterst!tzen. 
Ob die Verfassungs#nderung dabei der rich-
tige Weg ist, werden wir kritisch hinterfragen 
und diskutieren. Nicht zuletzt w!nschen wir 
uns vor allen Dingen ein Ergebnis, das nicht 
folgenlos bleibt, das Kindern und Jugendlichen 
konkret n!tzt und unser Land kinderfreund-
licher macht.ª Drs.: 17/370 u. 17/360

H)-0B3*-+.0=)-0Q''5&(*(530,)-+"2)-*07$98"*->.)-40
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Heike Franzen

n  In einem gemeinsamen Gesetzentwurf for-
dern SPD, Gr!ne, Linke und SSW, die von der 
Koalition in der Januarsitzung beschlossene 
verl#ngerte Umwandlungsfrist f!r Realschulen 
um ein Jahr ± von 2010 auf 2011 ± wieder auf-
zuheben.
 Die bildungspolitische Sprecherin der CDU-
Landtagsfraktion, Heike Franzen, stellte klar: 
¹In den Augen meiner Fraktion ist das reine 
Schaumschl#gerei@ Und Sie scheinen es auch 
selber nicht ganz ernst zu meinen, sonst h#tten 
Sie auf ein beschleunigtes Verfahren dr#ngen 
m!ssen.ª 

 Jetzt gehe der Gesetzentwurf in die erste Le-
sung. Erst in der n#chsten Sitzung Ende Mai k$n-
ne !ber den Gesetzentwurf entschieden werden, 
so Franzen. Sollte der Antrag dann die n$tige 
Zustimmung (nden, m!sste das Ministerium 
Anfang Juni die betro&enen Schultr#ger dar!-
ber informieren, dass ihre beantragte Fristver-
l#ngerung leider wieder aufgehoben sei und sie 
im August diesen Jahres Regionalschule werden. 
Schultr#ger, Schulen und Eltern m!ssten sich bei 
diesem Verhalten zu Recht veralbert vorkom-
men. Auch wenn es sich in der Summe nur um 
zehn Schulen handelt, die von der Fristverl#nge-

rung Gebrauch gemacht haben, k$nne man so 
nicht mit Schulen umgehen, so die Bildungspo-
litikerin abschlieûend.  Drs.: 17/371

Mark-Oliver Potzahr

tion, Mark-Oliver Potzahr, der Volksinitiative 
eine intensive und ergebniso&ene Diskussion 
!ber Kinderrechte an.
 Potzahr stellte in seiner Rede die inhaltliche 
*bereinstimmung der geforderten Kinder-
rechte mit der CDU Position heraus: ¹Inhalt-
lich kann niemand ernstha' bestreiten, dass 
kinder- und jugendgerechte Lebensverh#lt-
nisse, dass der Schutz vor Ausbeutung und Ge-
fahren und das Recht auf Bildung f!r Kinder 
und Jugendliche wichtige Ziele des Gemeinwe-
sens sind.ª
 Dennoch sei intensiv zu diskutieren, ob 
der gew#hlte Weg !ber die Verankerung von 
Staatszielen der beste sei. ¹Bisher wurde in 
Schleswig-Holstein sehr restriktiv mit der 
Staatszielbenennung in der Landesverfassung 

;(3)0.-5Y)0G9+3$)0A#-0=()0.)&+:*)0=)8*&$9S
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Wilfried Wengler

n  Das Land Schleswig-Holstein m$ge die 
Kandidatur der d#nischen Stadt Sùnderborg 
als ¹Kulturhauptstadt Europasª 2017 unter-
st!tzen. Den Tenor dieses vom SSW gestellten 
Antrages unterst!tze auch die CDU-Fraktion, 
so deren kulturpolitischer Sprecher, Wilfried 
Wengler. 
 Bereits die Stadt Flensburg und die Kreise 
Nordfriesland und Schleswig-Flensburg haben 
die Unterst!tzung der Bewerbung Sùnder-
borgs beschlossen. Ministerpr#sident Carsten-
sen hat im vergangenen August dem B!rger-
meister Sùnderborgs politische Unterst!tzung 
zugesagt. Ebenso hat sich Kulturstaatsminister 
Neumann f!r die Bundesregierung ge#uûert. 

 ¹Die Bewerbung Sùnderborgs sehe ich als 
groûe Chance f!r die gesamte deutsch-d#-
nische Regionª, so Wengler Der Aspekt eines 
grenz!berschreitenden Kulturangebots in ei-
ner Region mit zwei Kulturen und Sprachen 
k$nne zudem ein Vorteil f!r die Bewerbung 
Sùnderborgs sein. Kultur, Tourismus und 
Wirtscha' der gesamten Grenzregion pro(-
tierten. Es ergebe sich zudem eine gute M$g-
lichkeit, ein weiteres Beispiel der besonderen 
grenz!berschreitenden Zusammenarbeit zwi-
schen D#nemark und Schleswig-Holstein der 
europ#ischen Y&entlichkeit zu pr#sentieren, 
erkl#rte der Kulturpolitiker.

weiter auf der n%chsten Seite
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weiter von der vorherigen Seite

 Seit 1985 gibt es die j#hrliche Ernennung 
der ¹Europ#ischen Kulturstadtª durch die 
Europ#ische Gemeinscha'. 1999 wurde die 
Umbenennung in ¹Kulturhauptstadt Euro-
pasª beschlossen. Zwei, jeweils wechseln-
de, europ#ische L#nder werden z.Z. mit der 
Ausrichtung beau'ragt. Im Jahr 2017 wer-
den dies D#nemark und Zypern sein. Die 
d#nische Entscheidung wird 2013 fallen. Ne-
ben Sùnderborg bewirbt sich auch die Stadt 
Arhus.
Drs.: 17/279
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n  In bew#hrter Oppositionsmanier versuchten 
die Gr!nen wieder einmal durch einen Bericht, 
den sie von der Landesregierung forderten, 
diese unter Druck zu setzen. Im Mittelpunkt 
stand dieses Mal die Kulturpolitik. Der kultur-
politische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion,  
Wilfried Wengler, bemerkte dazu nur: ¹Dieses 
Vorhaben ist gr!ndlich gescheitert@ª 
 Wengler lobte den Bericht von Kultusminister 
Klug und betonte das bedachte Vorgehen bei 
der Abstimmung des Kulturentwicklungsplanes 
mit den Haushaltsberatungen. ¹Die Regierung 

geht Schritt f!r Schritt voran, mit *berlegung 
und im Angesicht der Realit#ten.ª
 Die Realit#t aber sei von schmerzha'en Ein-
schnitten gepr#gt, auch in der Finanzierung der 
Vielfalt der Kulturlandscha'. W!nschen k$nne 
man sich Vieles, insbesondere im Kulturbe-
reich, aber es m!sse auch (nanzierbar sein, so 
Wengler. Der Finanzminister habe eine zehn-
prozentige K!rzung im Haushalt verf!gt ± die 
daf!r erforderlichen Gespr#che mit den Be-
tro&enen laufen. Die Regierung sei folglich im 
Zeitplan.  Drs.: 17/332

n  Zum wiederholten Male diskutierte der 
Schleswig-Holsteinische Landtag !ber den 
Zustand der Kernkra'werke Kr!mmel und 
Brunsb!ttel. Den Anlass bot ein von den Gr!-
nen geforderter Bericht zu der aktuellen Situa-
tion der beiden Kra'werke. 
 Der energiepolitische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion, Jens-Christian Magnussen, 
forderte in diesem Zusammenhang dazu auf, 
endlich damit aufzuh$ren, die verschiedenen 
Energietr#ger gegeneinander auszuspielen: 
¹Kernenergie und Erneuerbare Energien sind 
keine Gegner@ Sie sind die idealen Partner@ª
 Im Verlauf seiner Rede verdeutlichte er er-
neut die Position der CDU: Konventionelle 
Kra'werke seien weiter notwendig, damit der 
Ausbau der Erneuerbaren Energien abgesi-
chert werden k$nne, bis die Grundlastf#hig-
keit von Windkra' und Solarenergie gew#hr-
leistet sei.

 Weiterhin betonte er, dass selbstverst#ndlich 
die Sicherheit der Kra'werke an erster Stelle 
stehe. Daf!r m!sse man aber auch zur Kennt-
nis nehmen, dass in den vergangenen 12 Jahren 
insgesamt rund 2 Milliarden Euro in beide Kra'-
werke investiert wurden, so Magnussen. ¹Investi-
tionen stehen f!r Erneuerung und Optimierung. 
Die Behauptung, dass nicht in die Sicherheit inve-
stiert wird, ist daher nicht aufrecht zu erhalten@ª
 Generell m!sse anerkannt werden, dass es we-
der in Brunsb!ttel noch in Kr!mmel St$rf#lle ge-
geben habe, sondern man nach der De(nition der 
internationalen Bewertungsskala INES lediglich 
von meldep)ichtigen Ereignissen sprechen k$n-
ne. Von diesen ginge keine Gefahr aus, zumal alle 
Sicherheitsvorkehrungen gegri&en h#tten.
 ¹Wenn sich Betreiber hingegen unzuverl#ssig 
erweisenª, so der Energiepolitikerª, werden Kon-
sequenzen die logische Folge sein@ª Im Fall Vat-
tenfall laufe derzeit das Verfahren. Nur weil der 
Konzern v$llig zu Recht f!r seine katastrophale 
Informationspolitik kritisiert werde, hieûe es aber 
noch lange nicht, dass er als Betreiber ein Ausfall 
sei, so Magnussen weiter. 
 Laut einer Emnid - Umfrage erkl#rten 52 % der 
Befragten, dass sie pers$nlich gegen Kernenergie 
seien. Nur 38 % seien generell daf!r. Laut gleicher 
Befragung erkl#rten sich jedoch 70 % f!r eine 
Laufzeitverl#ngerung der deutschen Kra'werke, 
bis deren Stromerzeugung problemlos von erneu-
erbaren Energien !bernommen werden k$nne. 
 Abschlieûend wies der CDU-Politiker noch 
darauf hin, welche (nanziellen Auswirkungen 
der Stillstand der Kra'werke f!r die betro&enen 
Kommunen und das Land habe. ¹Das Exportgut 
¹Stromª hat bedingt durch die Stillst#nde einen 
R!ckgang f!r 2007/2008 um 23,3 % zu verzeich-
nen. Wer sind wir hier in Schleswig-Holstein, 
dass wir uns das bei der Debatte um Kinderg#r-
ten, Schulen, Straûen etc. erlauben k$nnen[ª, 
fragte Magnussen. Drs.: 17/386
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Jens-Christian Magnussen
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n  Am 21. M#rz tritt auf Bundesebene die <nde-
rung des Medizinprodukte-Gesetzes in Kra'. Di-
ese Neuregelung fordert von den Bundesl#ndern 
Ethikkommissionen einzusetzen. In Schleswig-
Holstein werden die beiden Ethikkommissionen 
der <rztekammer die zus#tzlichen Aufgaben 
!bernehmen. Damit die <nderung zeitgleich mit 
dem Bundesgesetz in Kra' treten kann, hat der 
Landtag diese in seiner M#rz-Tagung in erster 
und zweiter Lesung behandelt. Die gesundheits-
politische Sprecherin der CDU-Landtagsfrak-
tion, Ursula Sassen, sagte dazu: ¹Mit der Wahr-
nehmung der bundesgesetzlich zugewiesenen 
Aufgaben durch die Ethikkommissionen der 
<rztekammer entf#llt f!r die Landesregierung 
Schleswig-Holstein die Verp)ichtung, eine eige-
ne Landesethikkommission einzurichten und zu 
(nanzieren.ª Die Landesregierung m!sse ledig-
lich f!r die Ha'ungsanspr!che eintreten, die das 
versicherbare Risiko !berschreiten w!rde. Die 
Aufgabenwahrnehmung der Ethikkommissionen 
wird durch kostendeckende Geb!hrenerhebung 
(nanziert und ist durch eine Ha'p)ichtversiche-
rung von !ber 10 Mio. Euro abgesichert.
 Um sich grunds#tzlich !ber die Arbeit und 
Aufgaben der Ethikkommissionen zu informie-
ren, beantragte die Gesundheitspolitikerin eine 
Anh$rung von Ethikexperten. Diese sei f!r die 
Mai-Sitzung des Sozialausschusses vorgesehen, 
so Sassen abschlieûend. Drs.: 17/356 u. 17/422

Ursula Sassen



Die einzelnen Drucksachen können Sie ganz einfach unter www.parlanet.de abrufen. 
Die dafür benötigte Drucksachennummer !nden Sie in dieser Ausgabe hinter dem jeweiligen Artikel.

HERAUSGEBER

CDU-Landtagsfraktion

Parlamentarischer Geschäftsführer

Dr. Axel Bernstein, MdL

V.i.S.d.P.: Dirk Hundertmark

Pressesprecher der CDU-Landtagsfraktion

Landeshaus, 24105 Kiel,

Telefon: 0431/988-1440

www.cdu.ltsh.de | info@cdu.ltsh.de

Redaktion: Dirk Hundertmark,

Marco Bröcker, Markus Gonschorrek, 

Matthias Rasch

Layout&Satz: Markus Gonschorrek

Fotos: CDU Schleswig-Holstein, 

shutterstock.com

Druck und Herstellung: SCHOTTdruck,

Bunsenstraße 8, 24145 Kiel

Versand: Drachensee GmbH

- Arbeit und Wohnen für Behinderte -

Werkstatt am Drachensee,

Hamburger Chaussee 221, 24113 Kiel

- gedruckt auf chlorfreiem Papier - 

[)M&")**)-

A,('*O"%(*PQQR*+(,','*1(,*M<N8
D:%1':)3&.:#'(4%*,(%,%*I8J:(68
S,-36,'',.*:%K

T+,.*1(,*),-40%',%*/%&4.9:'(8
4%,%*1".B0*1:3*/S=U*5LVNIDD*
"%1*'0,9,%),+"%1,%*=:6'+6W'8
',.*0(%:"3*,.0:6',%*A(,*$+,.*1,%*
I8J:(68S,-36,'',.*5#'",66,3*
:"3*1,.*D:%1,3746('(#*34-(,*
-,(',.,*2"3:'!(%&4.9:'(4%,%>*
J,61,%*A(,*3(B0*:%*"%',.

MMMD$=8D"*&9D=)

[+$99+"*(.%)(*&'-(36('0:8&&068:0E5:'+&&083&)-)&0
H)3%)3&40;3*&$9)(=)3&083=0U+3=)"3&0M)-=)3?

n  ¹Das Nachhaltigkeitsprinzip muss zum 
Kompass unseres Denkens, Entscheidens und 
Handelns werden@ª, erkl#rte die f!r Natur-
schutz zust#ndige Sprecherin der CDU-Land-
tagsfraktion, Herlich Marie Todsen-Reese, bei 
der Vorstellung des Nachhaltigkeitsberichts 
der Landesregierung. Der vorgelegte Nach-
haltigkeitsbericht 2009 mit seiner F!lle an 
Informationen untermauere diese Forderung 
eindrucksvoll. Er mache deutlich, dass es zu 
dieser alle Ressorts umfassenden Modernisie-
rungsstrategie keine Alternative gebe. Denn: 
Nachhaltigkeitsstrategie ist *berlebensstrate-
gie, so Todsen-Reese. 

Die Umsetzung der Landesnachhaltigkeits-
strategie betre&e nicht nur den Naturschutz 
und Umweltschutz, sondern sei eine klassische 
Querschnittsaufgabe, zu der selbstverst#ndlich 
auch die Finanzpolitik geh$re. 

Die Landesregierung setze im Rahmen der 
Landesnachhaltigkeitsstrategie auf o&ensive 
Gestaltung, auf qualitatives Wachstum und 
Innovation unter Beachtung ethischer Maû-
st#be und die Verantwortung f!r kommende 
Generationen, erkl#rte die CDU-Fachpolitike-
rin weiter. 

Wie ein roter Faden ziehe sich ein Punkt 
durch den gesamten Bericht, so Todsen-Reese: 
¹Die Landesregierung setzt auf ¹ganz Schles-
wig-Holsteinª@ Es kommt auf uns alle an ± auf 
alle Verantwortlichen aus Politik und Verwal-

Herlich Marie Todsen-Reese

tung, auf alle Akteure aus Wirtscha', Kirchen, 
Verb#nden, Vereinen, Organisationen, auf alle 
B!rgerinnen und B!rger.ª
 Zusammenfassend betonte Todsen-Reese: 
¹Der Bericht macht deutlich: Wir sind auf dem 
richtigen Weg ± aber nichts ist so gut, als dass 
es nicht noch besser, konsequenter, ehrlicher 
und vor allem schneller gehen k$nnte.ª
Drs.: 17/170

n Zum Ende der letzten Plenartagung 
berichtete die Landesregierung !ber die Er-
gebnisse der 11. Trilateralen Wattenmeer-
konferenz. Diese fand parallel zur Plenarsit-
zung auf Sylt statt. Es war das erste Mal, dass 
dieses Gremium aus Vertretern der Watten-
meeranrainer Niederlande, D#nemark und 
Deutschland in Schleswig-Holstein tagte. 

Der umweltpolitische Sprecher der CDU-
Fraktion im Schleswig-Holsteinischen 
Landtag, Dr. Michael von Abercron, be-
gr!ûte die Ergebnisse der Konferenz. ¹Auf 
Sylt wurden der Schutz und auch die na-
turvertr#gliche touristische Nutzung des 
UNESCO-Weltkulturerbes ¹Wattenmeerª 
erstmals in eine von allen Anrainern ge-
meinsam getragene Strategie !berf!hrtª. 
Besonders positiv seien die Signale der d#-
nischen Regierung im Hinblick auf eine Be-

teiligung an der Initiative ¹UNESCO-Welt-
kulturerbeª zu bewerten, so von Abercron. 
Der Umweltexperte w!rdigte in diesem 
Zusammenhang das auûerordentliche En-
gagement der Menschen in den Kreisen 
Dithmarschen und Nordfriesland f!r die An-
erkennung des Wattenmeeres als Weltnaturerbe. 

 Die mit der Unterzeichnung der ¹Gemein-
samen Erkl#rung 2010ª getro&enen Verein-
barungen zur wissenscha'lichen Begleitung 
der Wattenmeerkooperation seien ebenso 
Ziel f!hrend, wie die Verschlankung der 
Strukturen in der Zusammenarbeit. ¹Damit 
wird das Weltnaturerbe f!r die n#chsten Jahre 
(t gemachtª, so von Abercron abschlieûend. 
Drs.: 17/371
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